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Vorblatt 


Dreizehntes Rentenanpassungsgesetz 
für die gesetzliche Renten- und Unfallversicherung 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Anpassung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
an die durchschnittliche Entwicklung der Löhne und Gehälter 
der Jahre 1965 bis 1967 auf die Jahre 1966 bis 1968 und der 
Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung an die Lohn- 
und Gehaltsveränderung von 1968 auf 1969. 


B. Lösung 

Anhebung der Renten in der gesetzlichen Rentenversicherung 
um 5,5 V. H., in der gesetzlichen Unfallversicherung um 9,3 v. H. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 


Durch die Rentenanpassung ergeben sich folgende Mehraufwen- 
dungen: 

Rentenversicherung der Arbeiter 
Rentenversicherung der Angestellten 
Knappschaftliche Rentenversicherung 
Unfallversicherung 
Rentenanpassung 
Pflegegeld 


1 239 Millionen DM 
639 Millionen DM 
71 Millionen DM 

199 Millionen DM 
2 Millionen DM 

zusammen 2 150 Millionen DM 


Von den Mehraufwendungen gehen 71 Millionen DM für die 
knappschaftliche Rentenversicherung und 12 Millionen DM für 
die Unfallversicherung zu Lasten des Bundes. 


Druck: Bonner Unlversitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel, (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/640 


Sachgebiet 8232 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/4 — 81407 — Re 14/70 


Bonn, den 20. April 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen sowie über 
die Anpassung der Geldleistungen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung 

(Dreizehntes Rentenanpassungsgesetz — 13. RAG) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 351. Sitzung am 17. April 1970 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen sowie über die Anpassung der Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Dreizehntes Rentenanpassungsgesetz — 13. RAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen wer- 
den aus Anlaß der Veränderung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage für das Jahr 1970 die Ver- 
sicherten- und Hinterbliebenenrenten aus Versiche- 
rungsfällen, die im Jahre 1969 oder früher einge- 
treten sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1971 an 
nach Maßgabe der §§ 2 bis 8 angepaßt. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Sätze 1 
und 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Sätze 1 und 2 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes im Jahre 1970 erhöhten Renten, die Knapp- 
schaftsausgleichsleistung nach § 98 a des Reichs- 
knappschaftsgesetzes und die Leistung nach den 
§§ 27, 28 des Sozialversicherungs- Angleichungsge- 
setzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesqesetzbl. I 
S. 402). 

(3) Absatz 1 findet auf den Knappschaftssold keine 
Anwendung. 

§ 2 

(1) Renten, die nach den §§ 1253 ff. der Reichsver- 
sicherungsordnung, §§ 30 ff. des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes oder §§ 53 ff. des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes berechnet sind, sind so anzupassen, 
daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwen- 
dung von § 1255 Abs. 1 letzter Halbsatz der Reichs- 
versicherungsordnung, § 32 Abs. 1 letzter Halbsatz 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und § 54 
Abs. 1 letzter Halbsatz des Reichsknappschaftsge- 
setzes sowie der Kürzungs- und Ruhensvorschriften 
ergeben würde, wenn die Rente ohne Änderung der 
übrigen Berechnungsfaktoren unter Zugrundelegung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 
1970 und der Beitragsbemessungsgrenze der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung für dieses Jahr be- 
rechnet werden würde; Abweichungen infolge Ab- 


rundungen sind zulässig. Bei Leistungen oder Lei- 
stungsanteilen aus der knappschaftlichen Renten- 
versicherung sind die nach Artikel 2 § 9 Abs. 1 a 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes für Versicherungsfälle des Jahres 1970 
maßgebenden Jahresbeträge zu berücksichtigen. Für 
Knappschaftsausgleichsleistungen gilt § 98 a Abs. 2 
Satz 1 des Reichsknappschaftsgesetzes. § 1282 Abs. 2 
der Reichsversicherungsordnung, § 59 Abs. 2 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes oder § 79 Abs. 2 
des Reichsknappschaftsgesetzes gilt nicht in den 
Fällen, in denen die §§ 1278, 1279 der Reichsver- 
sicherungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes angewendet worden sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Renten, bei denen § 1253 
Abs. 2 Satz 5 allein oder in Verbindung mit § 1254 
Abs. 2 Satz 2, § 1268 Abs. 2 Satz 2 der Reichsver- 
sicherungsordnung, § 30 Abs. 2 Satz 5 allein oder in 
Verbindung mit § 31 Abs. 2 Satz 2, § 45 Abs. 2 
Satz 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes, § 53 
Abs. 3 Satz 5 allein oder in Verbindung mit § 53 
Abs. 5 Satz 2, § 69 Abs. 2 Satz 2 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes, Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 4 zweiter 
Halbsatz des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes oder Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 4 
zweiter Halbsatz des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes angewendet worden ist. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, die nach Ar- 
tikel 2 § 24 Abs. 5 des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes gezahlt werden. 

§ 3 

(1) Renten nach Artikel 2 §§ 32 bis 35 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes oder 
Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes sind so anzupassen, daß sich 
eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwendung der 
Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn die Rente 
erneut umgestellt und dabei vor Anwendung der 
Ruhensvorschriften der ungekürzte Rentenbetrag 
ohne Kinderzuschuß für jedes Kind und ohne Stei- 
gerungsbeträge aus Beiträgen der Höherversiche- 
rung mit 2,4102 vervielfältigt und der Kinderzuschuß 
für jedes Kind nach der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage für das Jahr 1970 berechnet werden 
würde; Abweichungen infolge Abrundungen sind 
zulässig. § 2 Abs. 1 Satz 4 ist anzuwenden. 
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(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrentenver- 

sicherungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 
§ 33 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an 
Stelle der in diesen Vorschriften genannten Werte 
die nachstehenden Werte zugrunde zu legen sind: 


Bei einer 

Versicherungsdauer 
von . . . Jahren 

1 Versicherten- 
renten 
DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrenten 
DM/Monat 

50 und mehr 

1 289,80 

773,90 

49 

1 264,00 

758,40 

48 

1 238,20 

742,90 

47 

1 212,40 

727,50 

46 

1 186,60 

712,00 

45 

1 160,80 

696,50 

44 

1 135,00 

681,00 

43 

1 109,20 

665,60 

42 1 

1 083,40 

650,10 

41 

1 057,60 

634,60 

40 und weniger 

1 031,80 

619,10 


(3) Die Verordnung über die Anwendung der 
Ruhensvorschriften der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes auf um- 
zustellende Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten vom 9. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 704) findet mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß in § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 der Verord- 
nung an die Stelle des Betrages von 7650 Deutsche 
Mark der Betrag von 17 540,60 Deutsche Mark, in 
§ 3 Abs. 1 der Verordnung an die Stelle des Be- 
trages von 171,60 Deutsche Mark der Betrag von 
414,20 Deutsche Mark, an die Stelle des Betrages 
von 471,60 Deutsche Mark der Betrag von 1 137,20 
Deutsche Mark und in § 3 Abs. 2 der Verordnung an 
die Stelle des Betrages von 4281 Deutsche Mark 
der Betrag von 10 318 Deutsche Mark tritt. 


§ 4 

(1) Die übrigen Renten sind so anzupassen, daß 
sich eine Rente ergibt, wie sie sich ergeben würde, 
wenn der nach § 5 zu ermittelnde Anpassungsbe- 
trag mit 1,055 und der Leistungszuschlag der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung und der nach § 75 
Abs. 1 Satz 2 des Reichsknappschaftsgesetzes zu be- 
lassende Betrag mit 1,050 vervielfältigt und der 
Kinderzuschuß für jedes Kind nach der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage des Jahres 1970 berechnet 
werden würde; Abweichungen infolge Abrundungen 
sind zulässig. Die Steigerungsbeträge aus Beiträgen 
der Höherversicherung bleiben unberührt. § 2 Abs. 1 
Satz 3 findet Anwendung. 

(2) Renten nach Absatz 1, die mit einer Rente aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentref- 
fen und auf die die §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknappschafts- 


gesetzes anzuwenden sind, sind so anzupassen, daß 
sie mindestens den Betrag erreichen, der sich ergibt 

a) bei Renten aus Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1956 und bei Renten mit Leistun- 
gen oder Leistungsanteilen aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung, wenn sie nach § 2, 

b) bei den übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, wenn sie nach § 3 

angepaßt werden würden. Satz 1 gilt entsprechend 
für Renten nach Absatz 1, auf die § 5 Abs. 1 Satz 3 
anzuwenden ist. 

§ 5 

(1) Anpassungsbetrag ist in den Fällen des § 4 der 
Rentenzahlbetrag für Januar 1971 ohne Kinderzu- 
schuß für jedes Kind und ohne Steigerungsbeträge 
aus Beiträgen der Höherversicherung. In der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung vermindert sich der 
Rentenzahlbetrag außerdem um den Leistungszu- 
schlag und den nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes zu belassenden Betrag. Der 
sich nach den Sätzen 1 und 2 ergebende Betrag ist 
vor Anwendung von § 4 Abs. 1 bei Knappschafts- 
renten wegen Berufsunfähigkeit nach § 53 Abs. 2 
Satz 1 zweiter Halbsatz des Reichsknappschaftsge- 
setzes und bei nach § 69 Abs. 1 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes berechneten Hinterbliebenenrenten 
mit 0,9792, bei Knappschaftsrenten wegen Erwerbs- 
unfähigkeit, bei Knappschaftsruhegeldern und bei 
nach § 69 Abs. 2 und 6 des Reichsknappschaftsgeset- 
zes berechneten Hinterbliebenenrenten mit 0,9565 
zu vervielfältigen; dies gilt entsprechend für Lei- 
stungsanteile aus der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung, nicht aber für in Renten der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung enthaltene Leistungsan- 
teile aus den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten. Ergibt sich bei erneuter Prü- 
fung, daß die Rente unrichtig festgestellt, umgestellt 
oder nach Maßgabe des Ersten bis Zwölften Renten- 
anpassungsgesetzes angepaßt worden ist, so tritt 
an die Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des 
Satzes 1 der Betrag, der sich nach erneuter Anwen- 
dung der Vorschriften über die Feststellung, Umstel- 
lung und Anpassung als Rentenzahlbetrag für Januar 
1971 ergeben würde. 

(2) In den Fällen, in denen für Januar 1971 keine 
Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahlbetrag 
der Rente nach dem 31. Dezember 1970 ändert, tritt 
an die Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des 
Absatzes 1 der Betrag, der für Januar 1971 zu zahlen 
gewesen wäre, wenn die Voraussetzungen für die 
Erfüllung des Anspruch damals bestanden hätten. 


§ 6 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestell- 
ten, die nach § 4 angepaßt werden, findet Artikel 2 
§ 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes oder Artikel 2 § 33 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes unter Zugrunde- 
legung der Werte nach § 3 Abs. 2 Anwendung. 
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(2) Versichertenrenten der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung ohne Kinderzuschuß und ohne Lei- 
stungszuschlag, die nach § 4 angepaßt werden, dür- 
fen die für den Versicherten maßgebende Rentenbe- 
messungsgrundlage nicht übersteigen. Satz 1 gilt 
bei Hinterbliebenenrenten mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der für den Versicherten maßgebenden 
Rentenbemessungsgrundlage bei den Renten nach 
den §§ 64, 65, 66 des Reichsknappschaftsgesetzes 
sechs Zehntel, bei Renten an Halbwaisen ein Zehntel 
und bei Renten an Vollwaisen ein Fünftel der für 
den Versicherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage tritt. 

(3) Versichertenrenten — • ohne Kinderzuschuß und 
ohne Leistungszuschlag — sowie Hinterbliebenen- 
renten aus Versicherungsfällen nach dem 31. Dezem- 
ber 1956, die mit einer Rente aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung Zusammentreffen und nach § 4 
angepaßt werden, dürfen zusammen die in den 
§§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung, §§ 55, 
56 des Angestelltenversicherungsgesetzes oder die 
in den §§ 75, 76 des Reichsknappschaftsgesetzes ge- 
nannten Grenzbeträge, die bei einer Berechnung 
der Renten nach § 2 zu berücksichtigen sind, nicht 
überschreiten. Satz 1 gilt auch für Renten aus Ver- 
sicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn Lei- 
stungen oder Leistungsanteile aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung zu gewähren sind. 

(4) Die übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, die mit einer Rente aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentref- 
fen und nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusam- 
men die in den §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung oder die in den §§ 55, 56 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes genannten Grenzbe- 
träge, die bei der Berechnung der Rente nach § 3 zu 
berücksichtigen sind, nicht überschreiten. 


§ 7 

Leistungen nach den §§ 27 und 28 des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, 
daß sich ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei An- 
wendung des Saarländischen Gesetzes Nr. 345 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 520) und der Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes unter Zugrundelegung der bis- 
herigen Versicherungszeiten ergeben würde. 

§ 8 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten im Saar- 
land unter Berücksichtigung der Fassung, in der die 
in den §§ 1 bis 7 aufgeführten Vorschriften im Saar- 
land anzuwenden sind, und zwar auch für Renten, 
die nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes Nr. 591 zur Ein- 
führung des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 779), Artikel 2 § 17 des Ge- 
setzes Nr. 590 zur Einführung des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) und 


Artikel 4 § 9 des Gesetzes Nr. 635 zur Einführung 
des Reichsknappschaftsgesetzes und des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im 
Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlan- 
des S. 1099) gewährt werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Anpassung der Geldleistungen 
und des Pflegegeldes aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

§ 9 

(1) In der gesetzlichen Unfallversicherung werden 
aus Anlaß der Veränderungen der durchschnittlichen 
Bruttolohn- und -gehaltssumme zwischen den Ka- 
lenderjahren 1968 und 1969 die vom Jahresarbeits- 
verdienst abhängigen Geldleistungen für Unfälle, 
die im Jahre 1968 oder früher eingetreten sind, und 
das Pflegegeld für Bezugszeiten vom 1. Januar 1971 
an nach Maßgabe der §§ 10 und 11 angepaßt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, 

soweit die Geldleistungen in der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung nach einem durchschnitt- 
lichen Jahresarbeitsverdienst berechnet sind, 

soweit die Geldleistungen auf Grund des § 12 
Abs. 2 des Zwölften Rentenanpassungsgesetzes 
gewährt werden. 

(3) Als Geldleistung im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch eine Leistung nach § 27 des Sozialversiche- 
rungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 402), die von einem Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung zu gewähren ist. 

(4) In den Fällen der §§ 565, 566 der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Sechsten Ge- 
setzes über Änderungen in der Unfallversicherung 
vom 9. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 107) und in 
den Fällen der §§ 573 Abs. 1, 577 der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuregelung des Rechts der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung vom 30. April 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 241) gilt als Unfall] ahr das Jahr, für das der 
Jahresarbeitsverdienst zuletzt festgelegt worden ist. 


§ 10 

(1) Die Geldleistungen werden in der Weise an- 
gepaßt, daß sie nach einem mit 1,093 vervielfältigten 
Jahresarbeitsverdienst berechnet werden. Für die 
nach § 27 des Sozialversicherungs-Angleichungsge- 
setzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 402) zu gewährenden Geldleistungen gilt als 
Jahresarbeitsverdienst der Betrag, der ohne eine 
Kürzung nach § 9 des Saarländischen Gesetzes 
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Nr, 345 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 520) der 
Geldleistung zugrunde liegt. 

(2) Soweit die Geldleistungen auf Grund eines 
Jahresarbeitsverdienstes berechnet werden, dessen 
Betrag in der Satzung des Versicherungsträgers 
zahlenmäßig festgesetzt ist, werden sie in der Weise 
angepaßt, daß sie auf Grund des am 1, Januar 1969 
maßgeblichen Betrages berechnet werden. 

(3) Das Pflegegeld wird in der Weise angepaßt, 
daß der nach § 558 Abs. 3 der Reichsversicherungs- 
ordnung in der Fassung des § 15 dieses Gesetzes zu 
zahlende Betrag mit 1,093 zu vervielfältigen ist. 

§ 11 

Der vervielfältigte Jahresarbeitsverdienst darf 
den Betrag von 36 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen, es sei denn, daß gemäß § 575 Abs. 2 Sätze 2 
und 3 der Reichsversicherungsordnung ein höherer 
Betrag bestimmt worden ist. In diesem Falle tritt an 
die Stelle des Betrages von 36 000 Deutsche Mark 
der höhere Betrag. 


DRITTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 12 

(1) Renten aus den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten, die nach den §§ 2 
und 3 anzupassen sind, Renten mit Leistungen oder 
Leistungsanteilen aus der knappschaftlichen Renten- 
versicherung, Renten nach Artikel 2 § 42 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und 
Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes und die in § 2 Abs. 2 genannten 
Renten, die mit einer Rente aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung Zusammentreffen, dürfen nach 
Anwendung der §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und §§ 75, 76 des Reichsknappschafts- 
gesetzes zusammen mit der Rente aus der Unfall- 
versicherung den Betrag nicht unterschreiten, der 
als Summe dieser Renten für Dezember 1963 gezahlt 
worden ist; Kinderzuschüsse und Kinderzulagen 
bleiben unberücksichtigt. Satz 1 gilt auch in den 
Fällen des § 1282 Abs. 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung, § 59 Abs. 1 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes und § 79 Abs. 1 des Reichsknappschaftsge- 
setzes. Ergibt in den übrigen Fällen die Anpassung 
nach dem Ersten Abschnitt keinen höheren als den 
bisherigen Zahlbetrag, so ist dieser weiterzuzahlen. 

(2) Ist eine Geldleistung der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, die auf Grund der bisherigen gesetz- 
lichen Vorschriften festgestellt worden ist oder hätte 
festgestellt werden müssen, höher, als sie bei der 
Anpassung nach dem Zweiten Abschnitt sein würde, 
so ist dem Berechtigten die höhere Leistung zu ge- 
währen. 


§ 13 

(1) Soweit bei 

den Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die 
das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar er- 
klären, 

der Kriegsschadenrente und den laufenden Bei- 
hilfen nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
den laufenden Beihilfen nach dem Gesetz über 
Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone Deutschlands und dem so- 
wjetisch besetzten Sektor von Berlin, 
den Leistungen nach dem Bundesentschädigungs- 
gesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Ge- 
setz für Jugendwohlfahrt, 

dem Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) nach 
dem Wohngeldgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. April 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 177), 

den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge mach 
den Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundes- 
anzeiger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) und 
den Leistungen nach dem Reparationsschädenge- 
setz vom 12. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 105) 

die Gewährung oder die Höhe der Leistungen von 
anderem Einkommen abhängig ist, bleiben die Er- 
höhungsbeträge, die für die Monate Januar bis 
einschließlich Mai 1971 auf Grund der Vorschriften 
dieses Gesetzes zu leisten sind, für den genannten 
Zeitraum bei den Ermittlungen des Einkommens un- 
berücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge für den in 
Satz 1 genannten Zeitraum sind ferner bei der Ge- 
währung von Übergangsgeld während der Durch- 
führung von Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung 
oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit durch 
einen Rentenversicherungsträger und bei der Ge- 
währung von Leistungen aus der Arbeitslosenhilfe 
sowie der Altershilfe für Landwirte nicht zu berück- 
sichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt im Saarland mit der Maßgabe, 
daß das Bundesentschädigungsgesetz und das La- 
stenausgleichsgesetz unter Berücksichtigung ihrer im 
Saarland geltenden Fassung anzuwenden sind. 

§ 14 

(1) Jedem Rentenempfänger ist eine schriftliche 
Mitteilung über die Höhe seiner Rente, die ihm vom 
1. Januar 1971 an zusteht, zu geben. 

(2) Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die An- 
passung fehlerhaft ist, so ist sie zu berichtigen. Die 
Rente ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum Ablauf 
des Monats zu gewähren, in dem der Berichtigungs- 
bescheid zugestellt wird. Eine Rückforderung über- 
zahlter Beträge findet nicht statt. Die Berichtigung 
ist nur bis zum 31. Dezember 1971 zulässig. 

(3) Die §§ 627 und 1300 der Reichsversicherungs- 
ordnung, § 79 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 93 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes blei- 
ben unberührt. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Änderung von Vorschriften 
der Reichsversicherungsordnung 

§ 15 

In § 558 Abs. 3 werden die Worte „100 Deutsche 
Mark bis 350 Deutsche Mark'' durch die Worte „133 
Deutsche Mark bis 534 Deutsche Mark" ersetzt. 

§ 16 

Ab 1. Januar 1971 werden in § 558 Abs. 3 die 
Worte „133 Deutsche Mark bis 534 Deutsche Mark" 
durch die Worte „145 Deutsche Mark bis 583 Deut- 
sche Mark" ersetzt. 

§ 17 

In § 579 Abs. 1 werden nach dem Wort „Geld- 
leistungen" die Worte „und das Pflegegeld" einge- 
fügt. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 


§ 18 

Die Vorschrift des § 15 gilt auch für Arbeits- 
unfälle, die vor dem 1. Januar 1970 eingetreten 
sind. 

§ 19 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 20 

Die Vorschrift des § 15 tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1970, die übrigen Vorschriften treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Nach § 1272 Abs. 1 und 2 RVO (§ 49 Abs. 1 und 2 
AVG und § 71 RKG) sind die Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten sowie der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung bei Veränderungen der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage durch ein besonderes Gesetz 
anzupassen. Die allgemeine Bemessungsgrundlage 
für Renten aus Versicherungsfällen des Jahres 1970 
beträgt nach der Rechtsverordnung vom 20. Dezem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl, I S. 2373) in den Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
10 318 Deutsche Mark gegenüber 9780 Deutsche 
Mark für Renten aus Versicherungsfällen des Jahres 
1969 und in der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung 10 427 Deutsche Mark gegenüber 9883 Deutsche 
Mark im Jahre 1969. 

Hinsichtlich der Durchführung der Anpassung in 
den gesetzlichen Rentenversicherungen schreitet der 
Entwurf auf dem in dem Zwölften Rentenanpas- 
sungsgesetz eingeschlagenen Wege fort. Es wird das 
Ergebnis bestimmt, das durch die Anpassung er- 
reicht werden soll, wobei die verwaltungstechnische 
Durchführung den Versicherungsträgern überlassen 
bleibt. 

Nach § 579 RVO sind in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung die vom Jahresarbeitsverdienst abhängi- 
gen Geldleistungen bei Veränderungen der durch- 
schnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme durch 
Gesetz anzupassen. Auf Grund dieser Vorschrift 
sind die Anpassungen nach dem 6. bis 12. Renten- 
anpassungsgesetz vorgenommen worden. In der 
gleichen Weise waren bereits in den Jahren 1957 und 
1960 die Renten in der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung angepaßt worden. Die Rentenanpassung, die 
zum 1. Januar 1970 erfolgt ist, hat die Jahresarbeits- 
verdienste dem Stand der Entwicklung am 1. Januar 
1968 angepaßt. Der vorliegende Entwurf folgt der 
Entwicklung der durchschnittlichen Bruttolohn- und 
-gehaltssumme von 1968 auf 1969 unter Berücksichti- 
gung des § 579 Abs. 2 RVO. 

Mit dem vorliegenden 13. Rentenanpassungsgesetz 
soll erstmalig auch das Pflegegeld aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung in die Anpassung mit ein- 
bezogen werden, und zwar unabhängig davon, in 
welchem Jahr der Unfall sich ereignet hat. 

Dazu ist zunächst erforderlich, das Pflegegeld, des- 
sen Rahmenbeträge seit 1963 unverändert geblieben 
sind, für alle am 1. Januar 1970 laufenden Renten- 
fälle angemessen zu erhöhen. Das geschieht durch 
die in § 15 dieses Gesetzentwurfs vorgesehene Än- 
derung des § 558 Abs. 3 RVO. Soweit Pflegegeld im 
Jahre 1970 erstmals bewilligt wird, ist es ebenfalls 
innerhalb des in § 15 gesetzten Rahmens festzu- 
setzen. 


Die unterschiedliche Behandlung von Unfallrentnern 
und Kriegsopfern bei der Bemessung des Pflege- 
geldes bzw. der Pflegezulage hat in der Vergangen- 
heit immer wieder zu Klagen Anlaß gegeben. Des- 
halb folgt die gesetzliche Unfallversicherung sowohl 
hinsichtlich der Festsetzung der Rahmenbeträge als 
auch hinsichtlich der Einbeziehung in die laufende 
Anpassung dem Beispiel der Kriegsopferversorgung. 
Dabei soll für das Pflegegeld aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung der Anpassungsfaktor maß- 
gebend sein, mit dem auch die vom Jahresarbeits- 
verdienst abhängigen Geldleistungen angepaßt wer- 
den. Da die Kriegsopferversorgung ab 1. Januar 1971 
ihre Leistungen mit dem Faktor der gesetzlichen 
Rentenversicherungen erhöht, kann nicht verhindert 
werden, daß sich Pflegegeld und Pflegezulage wie- 
der getrennt entwickeln. Auf längere Dauer gesehen 
werden die Abweichungen aber nur unwesentlich 
sein. 

Künftig wird das Pflegegeld der gesetzlichen Un- 
fallversicherung auf der Grundlage des Standes vom 
1. Januar 1970 mit dem jeweiligen Faktor angepaßt, 
während bei der erstmaligen Festsetzung des Pflege- 
geldes die Rahmenbeträge zu beachten sein wer- 
den, die in § 558 Abs. 3 RVO in der für das Festset- 
zungsjahr geltenden Fassung bestimmt sind. 

In den gesetzlichen Rentenversicherungen führt die 
Rentenanpassung zu einer Erhöhung von 5,5 v. H., 
in der gesetzlichen Unfallversicherung zu einer sol- 
chen von 9,3 V. H. Die Vomhundertsätze sind durch 
den vom Gesetz gewollten Abstand zwischen der 
Lohnentwicklung und der Entwicklung der Renten 
bedingt. Dieser Abstand hat zur Folge, daß sich die 
Rentenhöhe nach der Lohnentwicklung vergangener 
Jahre richtet. 


B. Besonderer Teil 


Erster Abschnitt 

Zu § 1 

Absatz 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der Anpassung und 
bestimmt die Renten, die entsprechend der Ziel- 
setzung des Entwurfs anzupassen sind. Die Renten 
aus der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung des Saarlandes bleiben von diesem Gesetz un- 
berührt. 

Absätze 2 und 3 

Bei den nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 ArVNG oder 
Artikel 2 § 37 Abs. 3 AnVNG im Jahre 1970 auf 
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erhöhten Renten sind die Veränderungen der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage zwischen 1969 
und 1970 nicht berücksichtigt worden-, diese Renten 
sind infolgedessen anzupassen. Die Knappschafts- 
ausgleichsleistung und die Leistung des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar sind lohnbe- 
zogen, so daß sie ebenfalls anzupassen sind. Nach 
Absatz 3 wird der Knappschaftssold von der An- 
passung ausgenommen. Es handelt sich hierbei um 
eine nicht lohnbezogene Leistung, die lediglich im 
Wege der Besitzstandswahrung weiter gewährt 
wird. 


Zu § 2 

Absatz 1 

In Absatz 1 werden in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und Angestellten die Renten angespro- 
chen, die nach den Vorschriften des neuen Rechts 
berechnet worden sind. In der knappschaftlichen 
Rentenversicherung werden sämtliche Renten mit 
Ausnahme eines Teils der Besitzstandsrenten erfaßt, 
weil hier auch die nach den Vorschriften des alten 
Rechts berechneten Renten im Wege der Neuberech- 
nung umgestellt worden sind. 

Durch die Anpassung werden die Renten so erhöht, 
als ob sie ohne Änderung der übrigen Berechnungs- 
faktoren unter Zugrundelegung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage und der Beitragsbemessungs- 
grenze der knappschaftlichen Rentenversicherung 
für das Jahr 1970 berechnet werden würden. 

Die Abschmelzung der Jahresbeträge für die Knapp- 
schaftsrenten wegen Berufsunfähigkeit nach § 53 
Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz RKG und für die 
Knappschaftsrenten wegen Erwerbsunfähigkeit so- 
wie für die Knappschaftsruhegelder wird für die 
Bestandsrenten im Rahmen der 13. Rentenanpassung 
fortgesetzt. Zu Knappschaftsausgleichsleistungen, die 
auf Versicherungsfällen nach dem 31. Dezember 1967 
beruhen, wird kein Leistungszuschlag mehr gewährt. 
Bei Knappschaftsausgleichsleistungen vor dem 
1. Januar 1968 wird der seinerzeit festgelegte Lei- 
stungszuschlag mit der Rentenanpassung stufen- 
weise entzogen. Durch das 11. und 12. RAG ist der 
Leistungszuschlag zu zwei Dritteln entzogen wor- 
den; durch das 13. RAG wird nun auch das letzte 
Drittel Wegfällen, so daß ab 1. Januar 1971 alle 
Knappschaftsausgleichsleistungen einheitlich behan- 
delt werden. Ein Herabsinken unter den bisherigen 
Rentenzahlbetrag ist in jedem Falle durch § 12 aus- 
geschlossen. 

Das Verfahren bleibt dem Versicherungsträger über- 
lassen. In den Fällen, in denen Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen mit Renten aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentref- 
fen, sind die Ruhensvorschriften zu beachten. Damit 
wird auch beim 13. Rentenanpassungsgesetz der 
Grundsatz gewahrt, daß Renten aus der Rentenver- 
sicherung und Renten aus der Unfallversicherung 
den in § 1278 RVO (§ 55 AVG, § 75 RKG) festgesetz- 
ten Höchstbetrag nicht überschreiten dürfen. Renten- 
bestand und Rentenzugang werden damit gleichbe- 
handelt. 


Absatz 2 

Bei den in Absatz 2 angesprochenen Renten handelt 
es sich um Renten, die nach neuem Recht berechnet 
worden sind, deren Betrag jedoch aus Gründen des 
Besitzstandschutzes weitergewährt wird oder erhöht 
worden ist. Deswegen ist für diese Renten nur eine 
Anpassung nach § 4 vorgesehen. 

Zu § 3 

Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Anpassung der umgestellten 
Renten der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten mit Ausnahme der sogenannten 
Sonderzuschußrenten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG). Die Sonderzuschußrenten 
sind nach § 4 anzupassen. Das in Absatz 1 vorge- 
sehene Anpassungsverfahren ist gegenüber dem 
Verfahren nach § 2 auf die Besonderheiten der um- 
gestellten Renten zugeschnitten. Auch hier wird die 
Rente, ausgehend von den Ausgangswerten, neu 
berechnet. Es sind daher auch die Ruhensvorschrif- 
ten aus den bereits zu § 2 dargelegten Gründen zu 
beachten. 

Absatz 2 

Nach Absatz 2 sind die Höchstbegrenzungsvorschrif- 
ten (Artikel 2 § 34 ArVNG, Artikel 2 § 33 AnVNG) 
auch auf die nach Absatz 1 angepaßten Renten an- 
zuwonden. Die in diesen Vorschriften angegebenen 
Werte sind durch Werte ersetzt worden, die auf der 
Grundlage der für die Begrenzung der persönlichen 
Rentenbemessungsgrundlage im Jahre 1970 maßge- 
benden Beträge beruhen. Damit wird einerseits er- 
reicht, daß die Berechtigten, deren Renten wegen 
Erreichens bzw. Überschreitens der Höchstgrenzen 
begrenzt worden sind, im Rahmen der neuen Höchst- 
grenzen in den vollen Genuß der Rentenanpassung 
gelangen, andererseits wird sichergestellt, daß 
durch die Anpassung die Höchstgrenzen nicht über- 
schritten werden können und sich diese Rentner 
besser stellen als Rentner aus Versicherungsfällen 
des Jahres 1970. 


Zu § 4 

Absatz 1 

Übrige Renten im Sinne von Absatz 1 sind in den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten die Renten nach Artikel 2 § 36 ArVNG (Ar- 
tikel 2 § 35 AnVNG), Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 4 
zweiter Halbsatz ArVNG (Artikel 2 § 37 Abs. 3 
Satz 4 zweiter Halbsatz AnVNG), Artikel 2 § 42 
ArVNG (Artikel 2 § 41 AnVNG), in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung die Renten nach Artikel 2 
§ 11 KnVNG in der bis zum 31. Dezember 1967 gel- 
tenden Fassung und Artikel 2 § 25 KnVNG. Zu den 
übrigen Renten gehören weiter die Renten, die nach 
Artikel 6 §§ 7, 17 Abs. 1 Satz 3 FANG und nach § 15 
der Verordnung nach § 1256 Abs. 3 RVO gezahlt 
werden sowie die Renten, auf die die in § 2 Abs. 2 
genannten Vorschriften angewandt worden sind. 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/640 


Wie beim 12. Rentenanpassungsgesetz sieht der 
Entwurf vor, daß auch hier, wie bei den Renten, 
die nach den §§ 2 und 3 anzupassen sind, den Ver- 
sicherungsträgern nur das Ergebnis vorgeschrieben 
wird, das durch die Anpassung erreicht werden soll. 

Die Beitragsbemessungsgrenze in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung hat sich von 24 000 DM 
im Jahre 1969 auf 25 200 DM im Jahre 1970 erhöht. 
Die Erhöhung beträgt somit 5,0 v. H. Demgemäß 
sind die in Absatz 1 Satz 1 angesprochenen knapp- 
schaftlichen Sonderleistungen entsprechend zu er- 
höhen. Durch die für den Kinderzuschuß vorge- 
sehene Regelung wird ebenso wie in den voraufge- 
gangenen Rentenanpassungsgesetzen erreicht, daß 
die Kinderzuschüsse für alle Renten einheitlich nach 
neuem Recht bemessen werden. 

Absatz 2 

Absatz 2 stellt sicher, daß auch bei Renten, die nach 
Absatz 1 angepaßt werden und auf die wegen Zu- 
sammentreffens mit einer Unfallrente die Höchst- 
grenzen der Ruhensvorschriften Anwendung finden, 
die Grenzbeträge immer voll ausgeschöpft werden. 

Zu § 5 

Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt den Anpassungsbetrag für die 
nach § 4 anzupassenden Henten, Dieser Anpassungs- 
betrag wird in der Weise ermittelt, daß vom Renten- 
zahlbetrag die von der Anpassung ausgeschlossenen 
Rententeile abgezogen werden. Es sind das die 
Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höherver- 
sicherung und die ebenso zu behandelnden Lei- 
stungsteile nach §§ 1260 a, 1260 b RVO (§§ 37 a, 37 b 
AVG, §§ 58 a, 58 b RKG) und nach Artikel 2 § 34 a 
ArVNG (Artikel 2 § 33 a AnVNG). 

Die Abschmelzung der Jahresbeträge für die Knapp- 
schaftsrenten wegen Berufsunfähigkeit nach § 53 
Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz RKG und für die 
Knappschaftsrenten wegen Erwerbsunfähigkeit so- 
wie für die Knappschaftsruhegelder (vgl. Begrün- 
dung ZU § 2) wird bei den übrigen Renten (§ 4) 
durch eine entsprechende Senkung des Anpassungs- 
betrages fortgesetzt. Der Anpassungsfaktor (§ 4), 
der die Teilnahme der Rentner an der wirtschaft- 
lichen Entwicklung ausdrückt, ist der gleiche wie 
bei allen anderen Renten, die nach § 4 angepaßt 
werden. 

Absatz 2 

Durch Absatz 2 werden sowohl die Fälle erfaßt, in 
denen für Januar 1971 zwar ein Anspruch auf Rente 
besteht, die Rente zu diesem Zeitpunkt aber noch 
nicht gezahlt worden ist, als auch die Fälle, in 
denen sich im Laufe des Jahres 1970 eine Änderung 
der Rentenhöhe ergibt. 

Zu § 6 

Absatz 1 

Absatz 1 stellt sicher, daß die Berechtigten, deren 
Renten wegen Erreichens oder Überschreitens der 


Höchstgrenze begrenzt worden sind, in den Genuß 
der Rentenanpassung bis zum Betrag der Höchst- 
begrenzung gelangen können; andererseits wird 
vermieden, daß der neue Rentenzahlbetrag die 
Höchstgrenze überschreitet und sich damit diese 
Rentner besser stellen würden als Rentner aus Ver- 
sicherungsfällen des Jahres 1970. 

Absatz 2 

Absatz 2 gewährleistet, daß die nach § 4 anzupas- 
senden Renten der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung die für neu zugehende Renten vorge- 
sehene Höchstgrenze durch die Anpassung nicht 
übersteigen. 

Absätze 3 und 4 

Absätze 3 und 4 stellen sicher, daß Renten der Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und der Angestell- 
ten sowie der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung, die mit einer Rente aus der Unfallversiche- 
rung Zusammentreffen und die nach § 4 angepaßt 
werden, die in den §§ 1278, 1279 RVO (§§ 55, 56 
AVG, §§ 75, 76 RKG) genannten Grenzbeträge, die 
bei einer Berechnung der Rente nach §§ 2 und 3 zu 
berücksichtigen wären, nicht überschreiten. 

Zu § 7 

Die Vorschrift regelt die Anpassung der Leistungen, 
die auf Grund des Saarländischen Fürsorgegesetzes 
Nr. 345 nach §§ 27, 28 des Sozialversicherungs-An- 
gleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (BGBL I 
S. 402) weitergezahlt werden. Der Anpassung un- 
terliegt in diesen Fällen die der Berechnung der 
Leistung nach §§ 27, 28 des Sozialversicherungs-An- 
gleichungsgesetzes Saar zugrunde liegende Ver- 
gleichsberechnung. Vergleichsleistung ist der Be- 
trag, der sich ergibt, wenn die bis zur Verkündung 
des Sozialversicherungs- Angleichungsgesetzes Saar 
außerhalb des Bundesgebietes zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten wie im Saarland zurückgelegte Ver- 
sicherungszeiten behandelt werden. 

Zu § 8 

§ 8 bestimmt, daß die Vorschriften des Ersten Ab- 
schnitts im Saarland unter Berücksichtigung der 
Fassung gelten, in der die in den §§ 1 bis 7 aufge- 
führten Vorschriften im Saarland anzuwenden sind. 


Zweiter Abschnitt 

Zu § 9 
Absatz 1 

Entsprechend der Vorschrift des § 579 Abs. 2 RVO 
bestimmt § 9, daß die Anpassung nach Maßgabe der 
folgenden Vorschriften für die Unfälle erfolgt, die 
vor dem 1. Januar 1969 eingetreten sind. Ein späte- 
rer Zeitpunkt kommt nicht in Frage, da die vom 
1. Januar 1969 an eingetretenen Arbeitsunfälle nach 
einem Jahresarbeitsverdienst entschädigt werden. 
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der sich von dem aktuellen Lohn- und Gehaltniveau 
noch nicht wesentlich entfernt hat. 

Eine Veränderung der durchschnittlichen Bruttolohn- 
und -gehaltssumme zwischen den Kalenderjahren 
1969 und 1970 läßt sich im übrigen auch vor Ablauf 
des Jahres 1970 noch nicht feststellen, da erst dann 
das Statistische Bundesamt Zahlenmaterial über die 
Verhältnisse von 1970 zu liefern in der Lage ist. 

Die Einbeziehung des Pflegegeldes in die Anpassung 
beruht auf der Änderung des § 579 Abs. 1 RVO 
durch § 17 dieses Gesetzes. Das Pflegegeld wird in 
allen laufenden Fällen angepaßt, also auch bei Un- 
fällen aus den Jahren 1969 und 1970. 

Absatz 2 

Die Anpassung der in der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung nach einem durchschnittlichen Jah- 
resarbeitsverdienst berechneten Geldleistungen er- 
folgt nicht im Rahmen der Anpassung nach § 579 
RVO. Diese Geldleistungen folgen nach § 789 RVO 
den Änderungen der durchschnittlichen Jahresar- 
beitsverdienste in der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung automatisch. Eine Neufestsetzung die- 
ser Jahresarbeitsverdienste ist zum 1. Januar 1969 
erfolgt. 

Geldleistungen, die ihrer Höhe nach teilweise des- 
halb zu gewähren sind, weil nach den in Absatz 2 
bezeichneten besonderen gesetzlichen Vorschriften 
ein Besitzstand garantiert wird, sollen nur mit dem 
Anteil angepaßt werden, der sich aus den allge- 
meinen Vorschriften ergibt. Der Anteil der Geld- 
leistungen, der lediglich dazu bestimmt ist, den 
früher einmal erreichten Besitzstand zu erhalten, 
soll dagegen von der Anpassung ausgenommen sein. 
Auf diese Weise werden im Laufe der Zeit die den 
Besitzstand wahrenden Teile der Leistungen in dem 
nach allgemeinen Vorschriften zu zahlenden Teil 
der Leistungen aufgehen. 

Absatz 3 

Wie bei der Anpassung nach dem 7. bis 12. RAG 
sollen die Geldleistungen, die auf Grund von § 27 
des Sozialversicherungs-Angleichungsgesetzes Saar 
vom 15. Juni 1963 von einem Träger der Unfallver- 
sicherung zu gewähren sind, umgestellt werden. 

Absatz 4 

Absatz 4 trägt den Fällen Rechnung, in denen für 
Unfälle von Personen, die z. Z. des Unfalles noch 
in Berufs- oder Schul ausbildung standen, auch nach 
der erstmaligen Feststellung des Jahresarbeitsver- 
dienstes eine neue Feststellung des Jahresarbeits- 
verdienstes erfolgt ist, wobei das Unfall] ahr und 
das Jahr der Feststellung des jetzt gültigen Jahres- 
arbeitsverdienstes nicht zusammenfallen. Diese Re- 
gelung führt dazu, daß bei einem Jahresarbeitsver- 
dienst für einen Unfall, der vor dem 1. Januar 1969 
eingetreten ist, eine Anpassung dann unterbleibt, 
wenn der Jahresarbeitsverdienst nach dem 1. Januar 
1969 auf Grund gesetzlicher Vorschriften neu fest- 
gesetzt worden ist. Soweit es sich um Jahresarbeits- 
verdienste handelt, die nach billigem Ermessen fest- 
gesetzt worden sind, muß Entsprechendes gelten, 
wenn diese Jahresarbeitsverdienste nicht auf das 
Jahr vor dem Unfall abgestellt sind. Die von Ab- 


satz 4 erfaßten Tatbestände ergeben sich aus §§ 565, 
566 RVO in der Fassung des 6. Gesetzes über Ände- 
rungen in der Unfallversicherung, soweit der Unfall 
sich vor dem 1. Juli 1963 ereignet hat. Die entspre- 
chenden Regelungen der §§ 573 Abs. 1, 577 RVO in 
der Fassung des Unfallversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes gelten für die in diesem Gesetzentwurf in 
Frage kommenden Unfälle, die nach dem 30. Juni 
1963 eingetreten sind. Die Absätze 2 und 3 des 
§ 573 brauchen nicht erwähnt zu werden, weil in 
diesen Fällen ohnehin bei Neufestsetzungen des 
Jahresarbeitsverdienstes das Jahr maßgebend ist, 
in dem der Unfall sich ereignet hat. 

Zu § 10 

Absatz 1 

Das Statistische Bundesamt hat die Veränderung der 
durchschnittlichen Lohn- und -gehaltssumme zwi- 
schen den Kalenderjahren 1968 und 1969 vorläufig 
mit 9,3 V. H. angegeben („Wirtschaft und Statistik" 
Heft 1/1970). Im Interesse einer frühzeitigen Ver- 
abschiedung des Gesetzes muß dieser Wert der An- 
passung zugrunde gelegt werden. Der Anpassungs- 
faktor ist demnach 1,093. Satz 2 stellt sicher, daß mit 
der Geldleistung, die der ausländische Versiche- 
rungsträger in den Fällen des § 27 des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar zahlt, die 
volle angepaßte Geldleistung erzielt wird. 

Bei den Anpassungen nach dem 7. bis 12. RAG sind 
die Geldleistungen, denen ein nach dem Ortslohn 
berechneter Jahresarbeitsverdienst zugrunde ge- 
legt war, in der Weise angepaßt worden, daß die 
nach dem Ortslohn bestimmten Jahresarbeitsver- 
dienste wie echte Jahresarbeitsverdienste mit dem 
nach Maßgabe des § 579 RVO bestimmten Faktor 
umgestellt worden sind. In gleicher Weise sollen 
nunmehr auch die auf dem Ortslohn beruhenden 
Jahresarbeitsverdienste der Unfälle aus dem Jahre 
1968 umgestellt werden. 

Absatz 2 

Mit der Regelung des Absatzes 2 wird sichergestellt, 
daß Jahresarbeitsverdienste oder Teile von Jahres- 
arbeitsverdiensten, die in der Satzung des Ver- 
sicherungsträgers zahlenmäßig bestimmt sind, bei 
der Anpassung den eingetretenen Satzungsänderun- 
gen folgen. Es handelt sich insbesondere um die 
Jahresarbeitsverdienste von Unternehmern und 
deren Ehegatten, aber u. U. auch um die Jahres- 
arbeitsverdienste von Personen, die nicht im Un- 
ternehmen beschäftigt waren, aber einen Unfall er- 
litten haben, als sie die Betriebsstätte besuchten oder 
auf ihr verkehrten (§ 540 Abs. 1 Nr. 1 RVO a. F., 
§ 544 Nr. 1 RVO in der Fassung des UVNG), oder 
solcher Personen, die als Organmitglieder eines Trä- 
gers der gesetzlichen Unfallversicherung einen Un- 
fall erlitten haben (§ 540 Abs. 1 Nr. 2 RVO a. F., 
§ 544 Nr. 2 RVO in der Fassung des UVNG). 

Soweit die Jahresarbeitsverdienste nicht zahlenmä- 
ßig in der Satzung festgelegt sind, die Satzung viel- 
mehr es dem Versicherten überläßt, im Einverständ- 
nis mit dem Versicherungsträger die Höhe des Jah- 
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resarbeitsverdienstes zu bestimmen, folgt die An- 
passung dem Absatz 1. 

Absatz 3 

Bei dem Pflegegeld aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung handelt es sich nicht um eine „vom Jah- 
resarbeitsverdienst abhängige Geldleistung", son- 
dern um die Abgeltung einer Sachleistung durch eine 
laufende Zahlung. Deshalb ist es erforderlich, die 
Anpassung dieser Leistung durch eine besondere 
Vorschrift zu regeln. Der neue Zahlbetrag ergibt sich 
durch Anwendung des Anpassungsfaktors auf den 
seit dem 1. Januar 1970 zu zahlenden, d. h. auf den 
nach § 15 dieses Gesetzes erhöhten Betrag. 

Zu § 11 

Die Höchstbegrenzung des Jahresarbeitsverdienstes 
entspricht der Vorschrift des § 575 Abs. 2 RVO. 

Dritter Abschnitt 

Zu § 12 

Auch bei den der Anpassung unterliegenden Renten 
der Rentenversicherung sind grundsätzlich die Ru- 
hensvorschriften anzuwenden, wenn sie mit Renten 
aus der Unfallversicherung Zusammentreffen (vgl. 
§§ 2 und 3). Damit wird verhindert, daß die Rentner, 
deren Renten angepaßt werden, ein höheres Gesamt- 
renteneinkommen erzielen, als die neu hinzutreten- 
den Rentner erhalten können. 

Sind die Ruhensvorschriften entsprechend dem Ge- 
setz angewendet worden, so kann sich durch ihre 
erneute Anwendung das Gesamteinkommen aus den 
angepaßten Renten nicht mindern. 

Bis Anfang 1964 sind zunächst nicht in allen Fällen 
die Ruhensvorschriften angewendet worden. Bei 
ihrer nachträglichen Anwendung sind die Renten- 
versicherungsträger nicht einheitlich vorgegangen, 
so daß diese Renten unterschiedlich zum Ruhen ge- 
bracht worden sind. Um diesen Sondertatbestand zu 
regeln, hat der Gesetzgeber im 7., 8., 9., 10., 11, und 
12. RAG vorgesehen, daß nach der Anwendung der 
Ruhensvorschriften das Gesamteinkommen des 
Rentners nicht unter dem liegen dürfe, das er im 
Dezember 1963 erhalten hat. Diese Regelung wird 
auch für das 13. RAG übernommen. 

Im übrigen ist eine Besitzstandsregelung nur für die 
Renten vorgesehen, die ohne Anwendung der Ru- 
hensvorschriften einer Höchstbegrenzung unter- 
liegen. 

Absatz 1 Satz 1 

Durch die Aufzählung der in Satz 1 genannten Ren- 
tenarten, bei denen die Besitzstands Währung eintre- 
ten kann, wird gleichzeitig klargestellt, auf welche 
Renten überhaupt die Ruhensvorschriften angewen- 
det werden können. Ergibt die Summe der Renten 


aus der gesetzlichen Unfallversicherung und aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung — ohne 
Kinderzulage und ohne Kinderzuschuß — für De- 
zember 1963 einen höheren Betrag als die Summe 
der nach Anwendung der Ruhensvorschriften 
an sich zu zahlenden Renten, so ist die Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung so zu 
erhöhen, daß sie die erstgenannte Summe er- 
reicht, jedoch nur bis zur Höhe des Anspruchs aus 
der Rentenversicherung. Die Gewährung des Besitz- 
standes setzt eine „Anwendung" der Ruhensvor- 
schriften voraus. Eine „Anwendung" im Sinne dieser 
Vorschriften liegt nur dann vor, wenn durch ihre 
Berücksichtigung ein Ruhen der Rente eingetreten 
ist. 

Absatz 1 Satz 2 

Durch diese Vorschrift soll sichergestellt werden, 
daß der nach Satz 1 geschützte Gesamtrentenbetrag 
auch bei einer Neuberechnung auf Grund einer Än- 
derung der Bezüge nicht unterschritten werden kann. 

Zu § 13 

Die Vorschrift nimmt die für die Monate Januar bis 
Mai 1971 zu zahlenden Erhöhungsbeträge von der 
nach anderen Vorschriften zu erfolgenden Anrech- 
nung aus. 

Zu § 14 

Absatz 1 

Absatz 1 ist dem Artikel 2 § 31 Abs. 1 Satz 2 ArVNG 
(Artikel 2 § 30 Abs. 1 Satz 2 AnVNG, Artikel 2 § 23 
Abs. 3 KnVNG) nachgebildet. 

Absatz 2 

Absatz 2 grenzt die Befugnis des Versicherungsträ- 
gers bezüglich der nachträglichen Korrektur einer 
etwa fehlerhaften Anpassung im Interesse der 
Rechtssicherheit ab. 

Absatz 3 

Durch Absatz 3 wird klargestellt, daß auch im Rah- 
men des 13. Rentenanpassungsgesetzes eine Berichti- 
gung der Anpassungsmitteilung zugunsten des Ver- 
sicherten möglich ist. 


Vierter Abschnitt 

Zu § 15 

Die Vorschrift vollzieht die Erhöhung der seit 1963 
nicht mehr angehobenen Mindest- und Höchstbe- 
träge des Pflegegeldes. Die neuen Beträge sind die- 
selben, die nach § 35 BVG für die niedrigste und die 
höchste Stufe der Pflegezulage für Kriegsbeschädigte 
gelten. Die Vorschrift tritt, abweichend von den 
übrigen Vorschriften des Gesetzes, bereits am 1. Ja- 
nuar 1970 in Kraft und gilt nach § 18 auch für Un- 
fälle, die vor dem 1. Januar 1970 eingetreten sind. 
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Zu § 16 

Die in § 15 festgelegten Rahmenbeträge des Pflege- 
geldes gelten für das Jahr 1970. Während das 
Pflegegeld in laufenden Fällen vom 1. Januar 1971 ab 
mit den Renten zusammen angepaßt werden soll 
(s. unten § 17), müssen die Rahmenbeträge für 1971 
neu festzusetzendes Pflegegeld in § 558 Abs. 3 RVO 
auf den Stand angehoben werden, der dem Anpas- 
sungsfaktor von 9,3 V. H. entspricht. 

Zu § 17 

Da das Pflegegeld nicht zu den vom Jahresarbeits- 
verdienst abhängigen Geldleistungen der gesetz- 
lichen Unfallversicherung zählt, ist es erforderlich, 
in § 579 Abs. 1 RVO die jährliche Anpassung dieser 
Leistung besonders zu erwähnen. § 579 Abs. 2 RVO 
findet auf das Pflegegeld keine Anwendung. 


Fünfter Abschnitt 

Zu § 18 

vgl. Bemerkung zu § 15 


C. Finanzieller Teil 

Durch die Rentenanpassung ergeben sich folgende 
Mehraufwendungen : 

Rentenversicherung der Arbeiter 1 239 Millionen DM 

Rentenversicherung der Ange- 
stellten 639 Millionen DM 

Knappschaftliche Renten- 
versicherung 71 Millionen DM 

Unfallversicherung 

Rentenanpassung 199 Millionen DM 

Pflegegeld 2 Millionen DM 

zusammen 2 150 Millionen DM 


Von den Mehraufwendungen gehen 71 Millionen 
DM für die knappschaftliche Rentenversierung zu 
Lasten des Bundes. Von den Mehraufwendungen 
der Unfallversicherung gehen 12 Millionen DM zu 
Lasten des Bundes, 3 Millionen DM zu Lasten der 
Länder, 4 Millionen DM zu Lasten der Gemeinden. 
Im übrigen werden die Mehraufwendungen von den 
Trägern der Rentenversicherungen der Arbeiter, der 
Angestellten und der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung getragen. 

Die Kosten der Erhöhung und Anpassung des Pflege- 
geldes in der gesetzlichen Unfallversicherung dürf- 
ten sich 1970 auf etwa 5 Millionen DM belaufen; da- 
von werden die gewerblichen Berufsgenossenschaf- 
ten 3,2 Millionen, die landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften 0,9 Millionen, der Bund 0,4 Millio- 
nen und Länder und Gemeinden 0,2 Millionen DM 
zu tragen haben. Der Mehrbedarf für 1971 wird auf 
insgesamt 2,0 Millionen DM geschätzt. 

Die konjunkturelle Situation, die zu Beginn des 
Jahres 1971 gegeben sein wird, läßt sich gegenwär- 
tig nicht abschätzen. Es ist deshalb auch nicht mög- 
lich, die Auswirkungen des 13. RAG auf Einzelpreise 
und Preisniveau heute schon vorauszusagen. Unab- 
hängig davon geht es nach Auffassung der Bundes- 
regierung aus sozialpolitischen Gründen nicht an, 
mit restriktiven Maßnahmen bei den Einkommen 
der Rentner anzusetzen. 

Grundsätzlich stellt das durch das 3. RVÄndG ge- 
schaffene Finanzierungsverfahren tendenziell sicher, 
daß die Rentenversicherungen als Ganzes stabilisie- 
rend auf den Konjunkturablauf wirken: Auch bei 
vollen Anpassungen der Renten an die Entwicklung 
der Allgemeinen Bemessungsgrundlage bilden sich 
in Phasen der Hochkonjunktur Überschüsse wie um- 
gekehrt in Zeiten einer Rezession konjunkturpoli- 
tisch erwünschte Defizite. Das heißt, die von der 
Rentenversicherung ausgelösten Zahlungsströme 
wirken antizyklisch und damit auch preisniveausta- 
bilisierend. 


12 



